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Beratungsfolge Termin Behandlung
Finanz- und Verwaltungsausschuss 24.11.2016 nicht 6ffentlich
Stadtrat 01.12.2016 oOffentlich
Betreff:

Neuregelung der Umsatzsteuerpflicht der 6ffentlichen Hand - 8 2b Umsatzsteuergesetz,
Inanspruchnahme von Ubergangsbestimmungen nach § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz

Sach- und Rechtslage:

Die GroRRe Kreisstadt Freital als juristische Personen des offentlichen Rechts (jPOR) war
bislang nach den Bestimmungen des § 2 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz alte Fassung (UStG
a.F.) nur im Rahmen ihrer korperschaftsteuerlichen Betriebe gewerblicher Art (BgA)
Unternehmer auch im umsatzsteuerlichen Sinne. Fir die Annahme des Vorliegens eines
BgA mussten danach grundsétzlich die folgenden Voraussetzungen erfillt sein:

- Vorliegen einer selbststandigen, nachhaltigen, wirtschaftlichen Tatigkeit zur Erzielung von
Einnahmen (auch ohne Gewinnerzielungsabsicht und ohne Beteiligung am allgemeinen
wirtschaftlichen Verkehr)

- im Rahmen einer einheitlichen Einrichtung

- Uberschreitung der Umsatzgrenze von 30.678 € (ab 2015: 35.000 €) notwendig

- keine bloRRe Vermobgensverwaltung

- keine hoheitliche Tatigkeit.

Auch die sogenannten ,Beistandsleistungen” oder ,Amtshilfen” zwischen o&ffentlich-
rechtlichen Tragern wurden in der Vergangenheit von der Landesfinanzverwaltung
regelmafig nicht als umsatzsteuerbarer Leistungsaustausch beurteilt. Diesen Grundsétzen
folgend wurden in der GroRRen Kreisstadt Freital bislang nur die Bereiche ,Freibader sowie
,Markte/Feste” als BgA im Sinne des Umsatzsteuerrechtes gefuhrt.

Diese bislang geltenden Vorschriften - hierbei insbesondere der Verweis auf die
korperschaftsteuerlichen Regelungen - sowie die Auffassungen der deutschen
Finanzverwaltungen zur Umsatzbesteuerung von Leistungen der 6ffentlichen Hand
entsprechen jedoch nicht dem europdischen Gemeinschaftsrecht und der neueren
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH).

Im Ergebnis dessen wurde das Umsatzsteuergesetz durch Artikel 12 des
Steueranderungsgesetzes 2015 geandert. Die Vorschriften des bisherigen § 2 Abs. 3 UStG
wurden aufgehoben. Im neu eingefligten § 2b UStG wurde die Unternehmereigenschaft der
jJPOR in vier Absétzen neu geregelt. Der Verweis auf den BgA-Begriff im Sinne des
Kdrperschaftssteuerrechtes und die vorgenannten Voraussetzungen fur das Vorliegen eines
BgA sind damit grundsétzlich nicht mehr anzuwenden.

Daraus ergibt sich folgende grundsatzliche neue Betrachtungsweise (vereinfacht):
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Die Anderungen im Umsatzsteuerrecht treten grundsatzlich zum 01.01.2017 in Kraft. Im § 27
Abs. 22 UStG n.F. wurden jedoch fiir den offentlichen Bereich Ubergangsregelungen
geschaffen. Danach kann eine jP6R gegeniber dem zustandigen Finanzamt einmalig
erklaren, dass sie 8 2 Abs. 3 UStG a.F. fir samtliche nach dem 31.12.2016 und vor dem
01.01.2021 ausgefiihrte Leistungen weiterhin anwendet. Diese sogenannte Optionserklarung
ist durch die jJPOR fur sdmtliche von ihr ausgeubte Tatigkeiten einheitlich abzugeben, eine
Beschrankung auf einzelne Tatigkeitsbereiche oder Leistungen ist nicht zuldssig. Die
Optionserklarung ist spatestens bis zum 31.12.2016 abzugeben. Diese Frist ist eine nicht
verlangerbare Ausschlussfrist.

Die Optionserklarung kann nur mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen werden. Der Widerruf
muss sich hinreichend deutlich auf die urspringlich abgegebene Optionserklarung beziehen.
Nach einem Widerruf ist die Abgabe einer erneuten Optionserklarung ausgeschlossen.
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Die Neuregelungen der umsatzsteuerrechtlichen Bestimmungen flihren zu einem
erheblichen Prifungsaufwand, um die Vorteilhaftigkeit der Behandlung nach altem oder
neuem Recht beurteilen und eine ordnungsgeméafRe umsatzsteuerrechtliche Bearbeitung
aller relevanten Vorgange gewahrleisten zu kénnen. Werden kinftig umsatzsteuerpflichtige
Bereiche festgestellt, sind die dafir notwendigen inhaltlichen, haushalterischen und
softwaretechnischen Voraussetzungen zu schaffen.

Mit der Ausweitung der Umsatzsteuerpflicht ist jedoch auch die Méglichkeit verbunden, in
den betroffenen Bereichen z. B. fir bezogene Fremdleistungen oder bei Investitionen den
sogenannten Vorsteuerabzug zu nutzen.

Die in diesem Zusammenhang notwendige Analyse des gesamten stadtischen Haushalts
nach umsatzsteuerbaren Ertrdgen und vorsteuerabzugsfahigen Aufwendungen sowie der
Bewertung der Vorgange hinsichtlich der Umsatzsteuerpflicht mit einer Ermittlung des zu
erwartenden Steuervolumens kann nicht bis zum 31.12.2016 durchgefiuihrt werden.
Erschwerend kommt hinzu, dass im Zusammenhang mit den gednderten
umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften zahlreiche noch nicht geklarte Auslegungsfragen in der
Praxis bestehen. Ein klarstellendes Anwendungsschreiben des Bundesministeriums der
Finanzen liegt erst im Entwurf vor.

Zur aktuellen Umsetzung der Neuregelungen im Umsatzsteuerrecht wird daher
vorgeschlagen, die dargestellten Ubergangsregelungen zu nutzen und fur im Zeitraum 2017
bis 2020 ausgefihrte Leistungen die Bestimmungen des 8 2 Abs. 3 UStG a.F. weiterhin
anzuwenden.

Finanzielle Auswirkungen:
Die Abgabe der Optionserklarung selbst verursacht keine finanziellen Auswirkungen.

Die notwendige umsatzsteuerliche Haushaltsanalyse wird jedoch eine Bindung von
Verwaltungspersonal in einem erheblichen Mal3e verursachen, der hierfiir erforderliche
Umfang kann derzeit jedoch noch nicht eingeschéatzt werden. Dariiber hinaus werden fur die
Bewertung von einzelnen Vorgangen Beratungsleistungen durch Externe (Steuerberater)
notwendig werden.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat der GroRen Kreisstadt Freital beschliet, die in § 27 Abs. 22 UStG
eingerdaumte Option fur die Grof3e Kreisstadt Freital zu nutzen. Der Oberbiirgermeister
wird beauftragt, dem Finanzamt Freital gegentber einmalig zu erklaren, dass die
GroRRe Kreisstadt Freital fur samtliche nach dem 31.12.2016 und vor dem 01.01.2021
ausgefiihrte Leistungen weiterhin den 8 2 Abs. 3 UStG in der am 31.12.2015 geltenden
Fassung anwenden wird.

Rumberg
Oberbirgermeister



	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag

